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über d öffentliche Sitzung des Landtages vom 3o. Dezember 1937 

Beginn der Sitzung 1' lo Uhr nach vorgängiL, er Konferenzsitzung. 

Anwesend alle Abgeordneten. 

Reg-Vertreter Reg. Chef Dr. Hoop 

Schriftführer Gassner 

Präsident: Ich möchte die Herren zur öffentlichen Sitzung be- 

grüssen. Iach den Besprechungen im Konferenzzinmer dürfte die Ab- 

Wicklung des Programmes ohne besondere Schwierigkeiten möglich 

sein. Punkt 1 der Tagesordnung ist gemäss Besprechung ir, der Kon- 

ferenz zurückgestellt worden. 

1. Subventionierung von Lagerhäusern für Feldfrüchte. 

lý'zäsient : Dieser Gedanke ist im Schosse des Landtages aufgekom- 

men, es möchte um Absatzmöglichkeiten für Feldfrüchte besser ge- 

stalten zu können, vom lande ein Lagerhaus zur Unterbringung sol- 

cher Früchte gebaut werden. Später wurde diese Idee in einer gemein- 

schaftlichen Zusammenkunft der Vorsteher der Gemeinden dahin berei- 

nigt, es möchte diese Lagerhäuser in jeder Gemeinde separat er- 

stellt werden. Dieser Gedanke ist von der FK. begrüsst und als 

richtiger und gangbarer angesehen worden. Ls würde sich nun darum 

handeln, eine besondere Beihilfe für den Bau solcher Lagerhäuser 

zu gewähren urtl den hie für notwendigen Kredit zu bewilligen-Der 

Vorschlag geht auf die Gewähru.. g einer Subvention von 30% an die 

Baukosten. 

Elkuch: Es interessiert mich zu wissen, ob das Gesuch an den Landtag 

gestellt werden muss oder ob die Regierung von sich aus ein der- 

artiges Gesuch IMMMK behandeln kann. Schellenberg hat bereits 

beschlossen, ein solches Lagerhaus zu bauen. Seinerzeit. ist der 

Vorschlag gegangen, an solche Kosten 5% zu geben. In dieser Hoff- 

nung haben wir den Bau beschlossen und wir hoffen, dass man uns 

weitestgehend entgegenkommt und etwas mehr als die 30% gibt. 

Präsident : Der Antrag der FK geht auf Gewährung von 30`% der Bau- 

summe und jeder Fall soll gesondert untersucht werden, ob in be- 

rücksichtigungswürdigen Fällen mehr getan werden könnte. Es wäre 

nun abzukl ren, ob die gkklärung der F911e. Sache des L? andtages es 
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wäre oder soll man die Festsetzung der Subvention der Regierung 

überantworten. 

go 9P: Ich möchte den Antrag des Abg. Elkuch unterstützen, dass man 

In diesem Falle höher als die 30eö geht Man mus die Früchte auf 

den Schellenberg hinaufführen und es ist mit vielen Umstanden 

verbunden. 

RE 
. Chef: Ich glaube, es steht ein konkreter Fall heute überhaupt 

ncht zur Beschlussfassung. Es liegt noch kein Gesuch vor und nach 

meiner Ansicht ist es Sache des Landtages, heute nur grundsätzlich 

Beschluss zu fassen, dass Lagerhauser vorläufig mit mindeätans 

3oo subventioniert werden. V7enn die Schellenberger ein Gesuch brin- 

gen, werden wir es prüfen und dem Landtage einen konkreten Antrag 

stellen. 

Präsident: Ich lasse nun abstimmen 

1. ) sollen grundsätzlich solche Lagerhäuser subventioniert 

werden ( Die Abstimmung erfolgt einstimmig) 

2. ) über den Antrag der Fx und Regierung, dass die Subvention 

vorläufig 3oi der Bausumme betragen soll ( Abstimmung einstimmig) 

3. ) ob der Landtag diese Festsetzung eines Mehre als 3d) sich 

selbst vorbehalten oder soll es der R,, gic. ung überantwortet wer- 

den, diese, Gesuche zu behandeln. 

Heg. Chef: Ich stelle den Antrag, dass der Landtag darüber Beschluss 

fasst, weil es sich um eine ausserordentliche Subvention handelt. 

'Gs elt.: Wie verhält es sich, wenn eine Gemeinde ein solches Lager- 

haus nicht baut . Ist den Bürgern dennoch die Möglichkeit geboten� 

sich einem Lagerhaus einer anderen Gemeinde anzuschliessen. 

Präsident: Die Verwaltung wird Sache der Gemeinde sein. Es könnte 

auch eine Vereinbarung zwischen zwei Gemeinden getroffen werden. 

Reg. Chef: Es wäre ohne weiteres moglich, dass der Landtag fallweise 

bei der Beschlussfassung über ein Gesuch dieser Art beschliesst, 

nach Möglichkeit auch anderen Gemeinden die Benützung dieser La- 

gerhauser zugänglich zu machen. 

Risch Ferdi: Ich möchte anfragen, wie es sich verhält, wenn eine Ge- 

meinde aus gewissen Gründen sich nicht entschliessen konnte oder 

es solstwie durch Intriguen verunmöglicht wird ein Lagerhaus zu 

bauen, ob die Subvention auch einer Genossenschaft gegeben würde, 

-49 die sich aus interessierten Bauernkreisen zusammntut. Meisten s 
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haben für so etwas nur die Bauern Interesse und wenn der Bau durch 

die Gemeinde erfolgen soll, könnten nicht Interessierte die Sache 

aus diesem oder jenen Grunde verunmöglichen. Würde nun die gleiche 

Subvention bezahlt wenn sich eine Genossenschaft bilden würde, die 

sich evtl. aus Bärgern zweier Gemeinden zusammenschliessen würden. 

F_ä. sident: Bls jetzt ist das ganze Projekt von Seite der Gemeindes 

vorgelegen. im Gedanken der ganzen Saa. he wäre es bestimmt, dass, wenn 

auch Private so etwas bauen, eine entsprechende, wenn auch nicht 

9k ichhohe Subvention gewährt wird. Ich würde das Euch grundsätzlich 

80 festlegen. 

9-8 
. 
Pelt: Ich möchte den Gedanken des Abg. Risch enterst#. tzen mit dem 

Vorbehalte, wenn eine entsprechend grosse Anzahl von Mitgliedern 

beteiligt ist. 

Dr"Schä, dier: Bei der »iskussion dieser Frage der Subventionierung 

Von lagerhausern ist mir der Gedanke gekommen, dass einem Missbrauch 

die Türe geöffnet werden könnte, wenn auch Private Subventionen 

ft, r solche Zwecke erhalten. Es könnte eine Genossenschaft in Kon- 

kurrenz mit der Gemeinde treten und damit wäre der Zweck der Su' 

pentionierung verfehlt . Die gegenseitige Konkurrenzierung müsste 

ausgeschlossen sein. Wenn eine Brweiterung der Subvention erwünscht 

'Zird, so könnte ich verstehen, dass dieses Recht auch einer beste- 

henden Standesorganisation eingeräumt würde. Ich bin gegen die Suh- 

v'ent-, onierung von zu vielerlei Lagerhäuser eingestellt. 

Risch Ferdi: Diese Ausführungen würden das bezwecken, dass die Sache 

verunmöglicht wird. Wenn es einen grossen Kerdit braucht seitens 

der Gemeinde, so muss das der verstärkte Gemeinderat bewilligen, 

Dabei könnte eintreten, dass viele kein Interesse haben urd nicht 

fortschrittlich genug sind zum Bau eines Lagerhauses. und der Be- 

trag würde nicht bewilligt. In diesem Falle missten sich eben Leute 

aus der Bauernschaft zusammentun und sich selber helfen. 

E1kuch: Ich möchte vorschlagen, dass Gesuche um Subventionierung 

von Genossenschaftslagerhäusern dem Landtage vorgelegt werden müssen 

Geck Johann: Ich möchte beantragen, dass eine Gemeinde ý, i8 Triesen- 
r 

berg auch das recht haben soll, sich einem Lagehaus anzuschliessen. 

Um eine angemesene Miete sollte auch Bürgern einer anderen Gemein- 

de das Recht zur Lagerung solcher Feldfrüchte eingeräumt werden. 

pr räsiäent Der Fall ist praktisch schon dn. rrAwAmnn Ann'h i ý+ , a3 
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eine verwaltungstechnische Aufgabe der Gemeinden. Es sollte jede 

Gemeinde 
zum voraus Fühlung nehmen. Unser Geedanke ist, ob nur das 

Land oder die. Gemeinde solche Lagerhäuser mit Subventionierung baa- 

en kann-Der erstere Gedanke ist abgelehnt worden. 
Beck Johann: Es sollte gesichert werden, dasE Bauern vom Triesner- 

berg solche raren dort lagern können. 

Präsident". Das ist nicht Sache des Landtages, das sind technische 

Pragen. 'wir wären grundsätzlich auf der Meinung angelangt, dass 

der Landtag jedes Gesuch besondert behandelt. Wer damit einverstan- 

den ist, wolle dies durch Handaufheben kundtuniDie Abstimmung 

erfolgt einstimmigl Demzufolge würden besondere Gesuche durch 

den Landtag behandelt werden. Für die Gemeindelagerhäuser würden 

3o subventioniert. 
Risch Ferdi: Ich möchte ersuchen, dass eine Genossenschaft auch sub- 

ventioniert wird, das:: also Gemeinde- und Genossenschaftslagerhäuser 

subventioniert werden. 

Präsident.:: Diese Gesuche würden spezielle jedesmal behandelt. 

Reideg 
zer: 

Ich möchte den Dandt a ersuchen, hier eine klare Situa- 

tion zu schaffen, nicht dass es später Reibereien gibt. 

Os elt: Ich finde es dür begrü, ndet, dass auch genossenschaftliche 

Zage häuser subventioniert werden. 

Präsident: Ist der Abg. Risch zufrieden, wenn wire es so formulieren, 

dass unter gegebenen Umständen auch genossenschaftliche Dagerhäu- 

ser mit 3oo subventioniert werden. 

t{eg. Chef: Ich möchte noch beantragen, wenn wirtschaftlich zweckm s- 

sig. Es soll ein Lagerhaus nur subventioniert werden, wenn es zweck- 

massig ist. 

IMLUM- aidü Büchel: Ich möchte den Antrag noch 

ergänzen, dass entsprechende Subventionen gewährt werden. Es können 

Fälle vorkomrnen, die mehr Spielraum erheischen. 
Präsident: So stimLllen �ir ab über den Antrag mit den erfolgten 

Erganzun`en. #Ver dafür ist, dass f. r Genoe senschaftslagerhäuser 

bei gegebener wirtschaftlicher Zweckmässigkeit entsprechend sub- 

ventioniert werden sollen, wolle dies kundtun. 

Die Abstimmung erfolgt mehrheitlich. dafür. 

2. Festsetzung der Gehalte der Vorsteher ulf Kassiere. der Gemeinden 

Präsident. ý, Die Angelegenheit ist in eia--, er . onferenz besprochen und f 
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festgelegt worden. Die FK hat dahin eine Aenderung getroffen, 

dass es viel besser wäre und den einzelnen Gemeinden mehr riech- 

nag getragen würde, wenn die Gemeinden gleich namentlich aufge- 

fÜ-hx't würden im Gesetze, wie es die bereigigte Vorlage vorsieht, 

Das ist der VorschUg dr FK und die Gemeinden haben ihr Einver- 

ständnis gegeben. 

. Chef : Ich möchte noch, um einer Kritik vorzubeugen, erwahnen, da; _ s 

die Gemeinde Ruggell es abgelehnt hat, die Gehalte zu erhöhen. 

p räsideent nimmt die Lesung des Gesetzes vor und verweist i insbe- 

sondere auf die Dringlichkeitsklausel Und die der Rückwirkung 

auf 1,1.1937, 

Dr. Schr, d]er: Ich möchte den Antrag stellen, dem Gesetze keine rück- 

Kraft zu geben. 
3 el: Ich habe eine andere Ansicht. Man ist du diesem Beschluss 

gekorimen, weil die Vorsteher im abgelaufenen Jahre gro. sse Mehrar- 

beiten hatten, so dass es gerechtfertigt ist die lleuregelung auf 

den 1.1,37 festzusetzen. lleil es eine dringende Notwendigkeit ist, 

ist man zu dem gekommen.. Ich möchte daher beantragen, das Gesetz 

r'Lckwirkend zu machen. 
Back Wend.: Ich habe nichts dagegen, wenn es rückwirkend gemacht 

Wird, Der Vorsteher und auch der Kassier haben bedeutende Mehrarbei- 

ten gegenüber f üher. In diesem Zusammenhangs möchte bitten, dass 

an die Neufestsetzung des Gehaltes des Stauerkassiers geschritten 

wird. Dieses Amt ist mit grösseren Risiken ferbunden, als das MoMM 

nt eines Gemeindekassiers. Man möchte den Steuerkassieren einen 

fixen Gehalt garantieren. 
l eg, Chef: Die Frage der Eeuregelung der Gehalte der Steuerkassiere 

ist im Flues . Es ist schon vor länge--, er Zeit eine Umfrage. an die 

Crtsvorst ehungen ergangen. Wir werden in einer der nächsten Sitzun- 

gen dem Landtage Bericht erstatten. 

Vogt Basil: Die Frage der Rückwirkung soll den einzelnen Gemeinden. 

überlassen werden. Das macht den besseren Eindruck 
, als wenn wir 

es beschliessen. 

13. Chef: Ich bestätige, dass die Gemeinden grundsätzlich dafür sind. 

Die Umfrage wurde schon im Juli gemacht und die Gemeinden wussten, 

dass es für 1937 gelten sollte.. ` 
. 

*&Mk 
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YBasil*. Je= die Gemeinden ihre Zustimmung erteilt haben, 

dann können wir es ruhig beschliessen. 
P. r&Lsident : Ich würde es fr eine ruhigere Bereinigung halten, wenn 

es von hier aus genehmigt werden kann. Es ist für die Vorsteher 

keine angenehme Sache, die Sache noch einmal zur Sprache zu brin- 

gell-Die Meinung war ja, dass es f«r. 1937 schon gemacht werden soll- 

te"Es st der Antrag ergangen, dass 7M die Wirkung erst für 1938 

Ueltung 
haben soll. Stimmen wir ab: 

ijer dafür ist, dass das Gesetz dahin abgeändert werde, dass 

die RL. ckerstreckung für 1937 aufgelassen würde, soll dies durch 

, Uanderheben 
kundtun. Dafür stimrnen die Abg. Dr. Schä, dker wild Vogt Bas. 

2. Wer dafür ist , dass es den Gemeinden ük; erlassen bleiben soll, 

die Gehalte fur 1937 nach Belieben auszubezahlen, l)ar tue dies kund 

dich Handerheb en. Dafür stirlmt Abg. Basil Vogt. 

3. Wer daf .r ist, dass das Gesetz in der Vorgelegten Form ange- 

noc-, rlien werde, wolle dies mit Handerheben ka idtun. DafUr sind 5 Stim- 

men. 

präsident 
. Wir haben aus dem besonderen Grunde, dass die anwesenden 

Vorsteher 
nicht gestirimt haben, das absolute M'hr nicht aufgebracht 

und ich möchte ersuchen, dass die lierren Vorsteher A{ stimmen. Es 

ist eine Acntssache, die tre.. nbar ist von Ihrer Person. Ich wieder- 

hole die Abetimmung. Das Gesetz wird dann in dieser Lbstimmung mehr- 

heitlich in der vorliegenden Form angenommen. 

3. Gesetz betr, das Dienstverhältnis und die Besoldung der Staate- 

htamten, Staatsangestellten und Lehrpersonen. 

Prösident: Vorgängig dieses Gesetzes ist es notwendig, dass die Fra- 

6e einer Verfassungsänderung erörtert werde. Es _ st in diesem Ge- 

eetze der Posten eine allenfalls ständig amtierenden Regierungs- 

chefstellvertretere enthalten, der bisan in der Verfassung nur als 

ein steilvertretender Beamter mit Taggelder festgelegt war. Nach- 

dem durch die Entwicklung der letzten Jahre dieser Posten für den 

I+Ioment als dauernd erscheint, ist es notwendig, die Verfassung ab- 

zuändern. 

Lr verliest sodann die Vorlage des Verfassungsgesetzes. 

Präsident: Ich erachte die Angelegenheit als eine AmtVsache und 

nicht als eine persönlich Sache meinerseits. Soiite es jemand als 

nicht passend c auffassen, dass ich bei der Behandlune zueRz n bi" 
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SO bitte ich, sich zu äussern. ( in meldet sich niemand) 
Dje Vorlage wird sodann noch einmal verlesen. Das Gesetz wird 
in der Ab st imnitmg einstimmig angenommen. 
Pr s- sid_t. So kommen wir nun zur Behandlung des Ge#altsgesetzes. 

Der Zandteg ha sich wiederholt mit dieser sozialen Angelegenheit 

sowohl der Arbeit erchaft, wie der Beamtenschaft befasst. Mit Räck- 

BiOht auf die: günstige Entwicklung des landes und die steigern- 

den Lebenskosten hat der Landtag eine Besserstellung der Arbeiter- 

Sehaft durch soziale Versicherungen bewirkt so durch die Kranken- 

kasse 
und auch durch die Häherfestsetzung der iirbeitslöhne ein 

tgegen-komrýen 
getätigt. Die heute zur regelnde Frage ist durch 

Jahre hindurch schwebend gewesen, indem das seinerzeitige Gesetz 

Sistiert worden ist. Das alt e Gesetz aufzugreifen und in Kraft 

Z11 setzen. war nicht tunlich. Die Verhältnisse wurden nun in der 

Vorlage 
neu geregelt. Die Verbesprechungen im Konferenzzimmer ha- 

ben 
ein befriedigendes Ergebnis dahin gezeitigt, dass der Lanc: tag 

im allgemeinen der Auffassung ist, dass dieses Entgegenkomrmen, das 

durchschreit tlieh eine Besserstellung für Beamte und Angestellte 

bedeutet, 
zum Gesetze erhoben werde. Die erste Lesung ist in der 

Xonferenz 
geschehen. 

Es wird die zweite Lesung des Gesetzes vorgenomcten. 

ident: Ist noch jemand der zu einem Artikel ouer zum Gesetze 

eelbs t St ellungi nehmen möchte. 
h`. Schrzdler: Der Art. 8 hat wegen seiner weiten Fassung einige Be- 

denken. in der Richtung ausgelöst dass schon eine politische Gesin- 

nullg oder Einstellung Veranlassung zur Anwendung dieses Artikels 

Bein könnte. Diese Bedenken wurden schon bei der Vorbesprechung 

IM Konferenzzimmer geäussert. Um diesem entgegentreten zu können, 

Werde ich den liegierungsvertreter ersuchen, eine protokollarische 
Interpretation dieses Artikels zu geben, wie ich sie schriftlich 
hIer niedergelegt habe und die Lautet: " Staatsbeamte, Angestellte 

und Lehrpersonen sollen wegen ihrer polit: zschen Ueberzeugung uhd 

Binstellung, sowie ihrer BetIntigung dieser politischen Ueberzeugung 

nicht gemassregelt und anderen Beamten, Angesteli ten und Lehrper- 

eonen gegenüber nicht benach eiligt werden, es wäre denn, dass ein 
Beamter, Angestellter oder Lehrer sich einer ausgesprochen staate- 

feindlichen politischen Tätigkeit schuldig machen würde. " 
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Pxäsid ent - Das, was in der Konferenz besprochen worden ist , ist etwas 

versch, rft. Es ist besprochen worden, es dürfe sich der Beamte in 

seinen Handlungen gegen die Vorgesetzten nicht verletztend beneh- 

raen. Seine Gesinnung soll ihm überlassen bleiben. Ich halte diese 

Fassung fier unvereinbar. Es könnte einer das betreiben, was abso- 

lut unvereinbar ist tit der Zusar. ýmenarbeit der Aemter. Der Beamte 

darf sich nicht in ungehöriger weise in seiner Beamtung gegen sei- 

ne Oberbehörde verfehlen. 
Reckend.: 

Ich möchte den Antrag von Dr. Schäa. dler unterstützen. 

Eine Interpretation des Art. 8 ist unbedingt not-, -cendig, sof erne dem 

vorliegenden Besoldungsgesetze wah_ er demokratischer Geist zugrunde- 

gelegt werden soll.. Keine Regierung wird sich gefa len la, sen, dass 

sie von Beamten in ungehörigervVifise engeflegelt. wird. 4: ie jedem, 

SO bleibt auch der Regierung MliMeftüüä das Recht an das Landgericht 

offen. 

l'nsident.: Bei der Besprec ung wurde von einem ungehörigen Betra- 

gen Lies Beamten gesprochen, das ist nun zu einem staatsfeindlichen 

'Betragen ausgearbeitet worden. Jede Richtung, die die Verantwortung 

tragen 
muss� muse eine so weitgehende Saxhe ablehi., en. ti°Wer entschei- 

det dann über die Staatsgefährlichkeit des Beamten.. in Beamter 

kann 
1ersönliche Grobheiten machen. Eine gewisse Sanktion für pflicht- 

schuldiges Verhalten und ein absolut nicht gegen die Arbeit der 
Regierung 

gerichtetes Verhalten muss im Gesetee gewährleistet werden. 
SOWeit 

würde ich nicht gehen. 
ýDZ-Schý'dler: Wir würden die Beamten politisch vollständig rechtlos 
nlachen, wenn wir nicht eine genaue Umschreibung dieses 1': tikels her- 

beiführen. Der Artikel ist wortgetreu aus dem St . Gallischen ül: er- 
norru: en lviworden. Ein Anfrage bei den zuständigen Behörden in St. Gallen 
hat b die genaue Interpretation dieses Artikels im Kt. St , Gal- 
len ergeben. ( Dr. Sch . dker verliest die schriftliche Antwtbrt ) 

sident: i an hat festgestellt �dass das Vorgehen gegen die Absich- 
ten dr Regierung Lin solches Vorgehen darrte len würde. Es kann 

nichts staatsgefährliches sein, aber es kann die planmassigen Ar- 

beiten der R'Regieruilg verunmöglichen. Das Gericht misste umschreiben, 
Was staatsgefährlich ist. 

1 . Chef:: Ich hätte grundsätzlich gar keine Bedenkon, dieser Interpreta- 
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tion zuzustimrnen. WJemi einer gegen Art. 4 sich verstösst, kann man 

ihn massregeln. 'jregen politischer Ueberzeugung oäer Einstellung haben 

Wir nie einen Beamten gemassregelt und werden wir keinen mas.. regeln. 

y'ir häuten hiezu reichlich Gelegenheit gehabt, haben es aber nie 

g'etan. Aber der JJortlaut der Interpretation geht zu weit. Es darf un- 

ter ", einen Umständen das y7ort" staatsfeindlich" heil; en. Darunter 

"ei-'Steht man einen Kor. imunisten, Anarchisten4Nihilisten. Solche Leute 

Schaltet man heute von jeder Mitarbeit im öffentlichen leben aus. 
Ych könnte höchstens die Zutsimmung geien zu dem Worte " st aat s- 

$chädigend", dann lasse ich mir unter Vorbehalt einer nochmaligen Ein- 

2'ch in die schriftliche Interpretation diese gefallen. 
hr"Sch'dler, Ich gebe mich damit zufrieden, wenn anstatt. des y"Jortes 

Staatsfeindlich das Wort staatsschädigend gesetzt wird. lvArtretýr das Recht zu 
:, 4L--. Qer. yann na-u ao er auc: is 

er sndtag ist in der iibstirilillulig über dieGen Lntrag Dr. Sch 7. dler's 

sinstimmig mit dieser authentischen Erkljärung urid dieser Inter- 

Pretation der beiagl. Fassung d¬: s . rt. 8 die sich lediglich auf die 

Zfortet' 
... oder sonstigen mit der AusiIung de: Amtes oder Dienstes un- 

9ereinbaren Verhaltes" bezieht, ýýalt`d einverätanden. 

sodann schreitet äer Landtag zur Lesung des Gesetzes betr. die Ve 2- 

s io he rungska sse. 
In Art. 4 stellt Abg. Beck Venc.. den Antrag, das, _ das Wort " kann" durch 

das üjlort " hat" zu ersetzen eei, so dass ein Beamter mit dem er- 

tullten 65 Lebensjahre aus dem Staatsdienste auszutreten hat und nicht, 

dasG er nur kann. 

21lMeh 
verweist auf den Widerspruch in Art. 12 b und Abs. 2 des lýArt. 

14 der Satzungen. Eine entspredhende textliche Bereinigung wird vor- 

gsnorunien. 

Zach der zweiten Lesung stellt Abg. Bi, chel den Antrag, eine weitere 
]cdaktion des Gesetzes im Konferenzzimaer vorzunehmen, da noch verschie- 
dene Abkl. run; en notwendig seien so bezgl. der Pensionierung des Re- 

gierungs. hef und iegierungschefstellvertr"eters etz. 

Dem Antrage wird stat tgegeban und der Zandt a zieht Ei eh wie- 
der ins Konferenzzir. mer zur. ck. 

2 -Z, C> 
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Fortsetzung dier öffentlichen Sitzung im landtagssaale 

nachrnit tags 5 U1-r. 

-Zsident: Die beiden Gesetze betr. Ve, rsicherung und Gehalt der 

Beamten 
sind in wiederholten Konferenzsitzungen durchberaten urd 

besprochen 
worden, Wir sind nun bei der 3. ýesun angelangt. Dieselbe 

Wird Vorgenommen. 

1-Gehalt egesetz. 
In Art. 2 beantragt Reg. Chef die verfassungsmässige Eidesformel auf-- 

1 11 Art. 19 beantragt Ahg. Vogt Baeil, vor das Wort Unfallprämien das 

Mort " die" zu setzen, was gemacht wird. 
hr"Shcer 

wünscht Aufschluss über den Abs. 2 des Art. 19, was un- 

ter auergewöhnlich langer Dienstzeit verstanden werde, 

1>z'ä_. t sident. klärt auf , das: darunter nur ganz ältere Beamte zu verste- 

hen seien, womit sich Dr. Sch«Uer zufrieden gibt. 

Nachdem keine weiteren Aufklärungen gewünscht werd n, schreit et 

der Fräsient zur Abstimmung über daß Gehaltsgeset z, dae einst iMmig 

angenommen ward. 

2. Versicherungsgesetz. 

In Art 
. 11 bemerkt Präsident dass letzter Absdes tljrt, 11 der Satzun- 

gen dahin zü verstehen sei dass die Ganzwaisen natürlich auch. nur 

bis zum 18. Zebenc. jabre die Renten erhalten. 

Sodann erfolgt die Abstimmung über das Versicherungsgesetz, die 

einstimmig fti r die Annahme dcs Gesetzes erfolgt. 
P2ctsident dankt sodann den He -: ren Abgeordneten für diese Erledigung 

dieser zwei Gesetze. Damit sei das bisherige ungewisse Verhältnis 

einer gesetzlichen Regelung zugeführt. 

Schluss der Sitzung j4 Uhr. 

ý°' 'ý ý , , _. , 
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